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Stand März 2019 

Information nach Art. 13, 14 Datenschutz-Grundverordnung        
(DS-GVO) über die Verarbeitung personenbezogener Daten       

durch das Rechtsamt der Stadt Wolfenbüttel 
 
Das Rechtsamt der Stadt Wolfenbüttel verarbeitet zur Bearbeitung von Ansprüchen, 
Rechtsangelegenheiten etc. personenbezogene Daten. Dazu gehören Daten, welche Sie 
uns zur Verfügung stellen und / oder welche wir von Dritten über Sie erheben bzw. erhalten. 
Um Sie über die Datenverarbeitung und Ihre Rechte aufzuklären und unseren 
Informationspflichten (Artikel 13 und 14 DS-GVO) nachzukommen, informieren wir Sie über 
folgende Umstände: 
 
1. Name und Kontaktdaten der Verantwortlichen 

 

 Verantwortlich für die Datenverarbeitung:  
Stadt Wolfenbüttel, Stadtmarkt 3-6, 38300 Wolfenbüttel,  
Telefon: 05331 86-0, E-Mail:  Stadt@wolfenbuettel.de ,vertreten durch den Bürgermeister. 

 

 Verantwortliche Stelle:  
Zweckmäßigerweise werden die personenbezogenen Daten durch die nachfolgend 
bestimmte Stelle innerhalb der Behörde verarbeitet: 
Stadt Wolfenbüttel, Rechtsamt, Stadtmarkt 3 – 6, 38300 Wolfenbüttel, 
Telefon: 05331 86-337, E-Mail: Rechtsamt@wolfenbuettel.de 
 

 
2. Kontaktdaten der Datenschutzbeauftragten: 
 
Stadt Wolfenbüttel, Behördliche Datenschutzbeauftragte, Stadtmarkt 3-6, 38300 Wolfenbüttel 
Telefon: 05331 86-430, E-Mail: Datenschutz@wolfenbuettel.de 
 
 
3. Verarbeitungszwecke und Rechtsgrundlage 
 
Die Datenverarbeitung erfolgt zum Zweck und im Rahmen der Prüfung der von Ihnen  
erhobenen Ansprüche sowie je nach Ergebnis der Prüfung zur Abwicklung der 
Schadenregulierung bzw. zur Rechtsverteidigung oder im Rahmen der Prüfung von 
städtischen Ansprüchen und Rechtsangelegenheiten. Das gleiche erfolgt, soweit das 
Rechtsamt Rechtsbetreuung für städtische Unternehmungen durchführt. 
 
Die Rechtsgrundlagen für die Verarbeitung personenbezogener Daten ergeben sich für den 
Bereich des Rechtsamtes aus den für den jeweiligen Sachverhalt maßgeblichen 
Datenschutzgesetzen: Sofern keine spezialgesetzlichen Datenschutzvorschriften zur 
Anwendung kommen, gilt in allen Angelegenheiten 
- in  die die Stadt im Rahmen ihrer behördlichen Tätigkeiten involviert ist, § 3 NDSG i.V.m. 

Art. 6 Abs. 1 DS-GVO, bzw.  
- in allen Angelegenheiten, in die die Stadt im Rahmen ihrer wirtschaftlichen oder 

fiskalischen Tätigkeiten involviert ist, Art. 6 Abs. 1 DS-GVO, sofern im BDSG nichts 
Abweichendes geregelt ist.  
 

Im Einzelnen gilt 
- Art. 6 Abs.1 lit. a  DS-GVO, sofern eine Einwilligung zur Datenverarbeitung gegeben ist; 
- Art. 6 Abs.1 lit. b  DS-GVO, sofern vertragliche Fragestellungen im Raum stehen; 
- Art. 6 Abs.1 lit. c DS-GVO bei einer etwaiger rechtlicher Verpflichtung zur Bearbeitung;  
- Art. 6 Abs. 1 lit. e DS-GVO i.V.m. § 3 NDSG bzw. i.V.m. spezialgesetzlichen 

Datenschutzvorschriften wie z.B. §§ 30 ff Nds. SOG, sofern es sich um eine städtische 
Aufgabe handelt, die im öffentlichen Interesse liegt oder die in Ausübung öffentlicher 
Gewalt erfolgt, die der Stadt übertragen wurde; 
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- Art. 6 Abs.1 lit. f   DS-GVO  für den Bereich wirtschaftlicher bzw. fiskalischer Tätigkeiten 
der Stadt, sofern in diesem Rahmen ein berechtigtes Interesse an der Datenverarbeitung 
besteht. 

 
Die Prüfung und Bearbeitung des erhobenen oder verfolgten Anspruchs erfordert 
insbesondere das Führen einer Akte in analoger und / oder digitaler Form, die alle 
maßgeblichen Informationen und Dokumente umfasst, die zur Beurteilung der Sach- und 
Rechtslage von Bedeutung sind. 
 
Soweit – insbesondere bei Personenschäden – besondere Kategorien personenbezogener 
Daten (z. B. Gesundheitsdaten) im Sinne des Artikel 9 DS-GVO verarbeitet werden, ist 
Rechtsgrundlage Artikel 9 Absatz 2 f) DS-GVO (Geltendmachung, Ausübung oder 
Verteidigung von Rechtsansprüchen), ggf. i.V.m. § 22 BDSG bei wirtschaftlichen oder 
fiskalischen Tätigkeiten der Stadt.  
 
 
4. Obliegenheit zur Bereitstellung Ihrer Daten 
 
Nach den allgemeinen Regeln des Rechts müssen Sie die Voraussetzungen für die 
erhobenen Ansprüche darlegen und beweisen. Die Bereitstellung Ihrer Daten ist somit 
Voraussetzung für die Prüfung Ihres Anspruchsbegehrens und die weitere Bearbeitung der 
Angelegenheit. Sollten Sie Ihr Anspruchsbegehren nicht ausreichend darlegen, begründen 
und belegen, kann diesem nicht entsprochen werden. 
 
 
5. Kategorien der personenbezogenen Daten 
 
Es werden, falls für die Abwicklung der Forderungen bzw. geltend gemachten Ansprüche 
bzw. zur Klärung von Rechtsangelegenheiten erforderlich, folgende personenbezogene  
Daten verarbeitet: 
 
- Name, Vorname, Titel, Beruf  
- Anschrift, Emailadresse und Telefonnummer 
- Geburtsdatum und Geburtsort 
- Bankverbindung, Bankdaten sowie Rechnungsbelege 
- Gesundheitsdaten (bei Haftpflichtschäden) 
- Vertragsdaten 
- Daten aus Sachverständigengutachten 
 
 
6. Quelle der Daten 
 
Ihre Daten werden bei Ihnen selbst und/oder - sofern für Geltendmachung von Ansprüchen 
oder zur Rechtsverteidigung bzw. zur Klärung von Rechtsangelegenheiten erforderlich - 
auch bei Dritten erhoben, dies sind insbesondere: 
 
Gerichte, Grundbuchamt, Einwohnermeldeamt, Justizportal des Bundes und der Länder, 
Handelsregister, Vereinsregister, Bundesamt der Justiz, Schuldnerregister, 
Vollstreckungsstellen (Gerichtsvollzieher pp.), öffentliche Stellen (z.B. Landkreis, Polizei, 
Staatsanwaltschaft), Sachverständige, Versicherungen, Zentralruf der Autoversicherer.  
 
Die Bereitstellung der personenbezogenen Daten ist entweder gesetzlich vorgeschrieben, für 
einen Vertragsabschluss oder für die Prüfung eines Anspruchsbegehrens erforderlich. Bei 
Nichtbereitstellung der Daten können daher je nach Fall, Ordnungsgelder, keine Fall- oder 
Antragsbearbeitung bzw. keine Leistungsgewährung die Folge sein. 
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7. Empfänger 
 
Sofern dies zur Bearbeitung des Falles erforderlich ist, übermitteln wir Ihre Daten an  
folgende Kategorien von Empfängern: 
Sachverständige, Zeugen, Auskunfteien, Dienstleister, Krankenkassen, Gerichte, 
Gerichtsvollzieher, Rechtsanwälte, Rententräger, Kreditinstitute, Arbeitgeber, Finanzämter. 
Außerdem übermitteln wir Ihre Daten an den Kommunalen Schadenausgleich (KSA) 
Hannover, der uns in Schadenfällen Deckungsschutz gewährt, wie auch seinen 
Rückversicherern. Hinweise zur Datenerhebung beim KSA finden Sie auf dessen Website 
www.ksahannover.de. Auf Wunsch übermitteln wir Ihnen die Hinweise des KSA auch in 
Papierform. 
 
Eine Übermittlung an Drittländer oder an internationale Organisationen findet nicht statt. 
 
 
8. Dauer, für die die personenbezogenen Daten gespeichert werden 
 
Die Dauer der Speicherung richtet sich danach, wie lange Ihre Daten zur Bearbeitung  
benötigt werden. Dabei sind unter anderem die gesetzlichen Verjährungsregeln sowie 
gegebenenfalls gesetzliche Aufbewahrungsfristen zu beachten. Nach Ablauf der danach 
festzulegenden Aufbewahrungsfrist werden Ihre Daten gelöscht. 
 
 
9. Betroffenenrechte 
 
Jede von einer Datenverarbeitung betroffene Person hat nach der DS-GVO insbesondere 
folgende Rechte: 
 
a)  Auskunftsrecht über die zu ihrer Person gespeicherten Daten und deren Verarbeitung  
      (Artikel 15 DS-GVO). 
 
b)  Recht auf Datenberichtigung, sofern ihre Daten unrichtig oder unvollständig sein sollten  
     (Artikel 16 DS-GVO). 
 
c) Recht auf Löschung der zu ihrer Person gespeicherten Daten, sofern eine der  
      Voraussetzungen von Artikel 17 DS-GVO zutrifft. Das Recht zur Löschung  
      personenbezogener Daten besteht ergänzend zu den in Artikel 17 Absatz 3 DS-GVO  
      genannten Ausnahmen nicht, wenn eine Löschung wegen der besonderen Art der  
      Speicherung nicht oder nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand möglich ist. In diesen  
      Fällen tritt an die Stelle einer Löschung die Einschränkung der Verarbeitung gemäß  
     Artikel 18 DS-GVO. 
 
d) Recht auf Einschränkung der Datenverarbeitung, sofern die Daten unrechtmäßig  
      verarbeitet wurden, die Daten zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von  
      Rechtsansprüchen der betroffenen Person benötigt werden oder bei einem Widerspruch  
      noch nicht feststeht, ob die Interessen der Stadt Wolfenbüttel gegenüber denen der  
      betroffenen Person überwiegen (Artikel 18 Absatz 1 lit. b, c und d DS-GVO). Wird die  
      Richtigkeit der personenbezogenen Daten bestritten, besteht das Recht auf  
      Einschränkung der Verarbeitung für die Dauer der Richtigkeitsprüfung 
 
e) Recht auf Datenübertragbarkeit, sofern die Verarbeitung mithilfe eines automatisierten  
      Verfahrens und auf Grundlage einer Einwilligung nach Art. 6 Abs. 1 lit. a DS-GVO  
      erfolgte. In diesem Fall können Sie von der verantwortlichen Stelle die Bereitstellung  
      Ihrer Daten in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format verlangen  
      (Art. 20 DS-GVO). 
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f) Recht auf Widerruf, wenn die Verarbeitung der personenbezogenen Daten auf der     
     Grundlage einer Einwilligung nach Art. 6 Abs. 1 lit. a DS-GVO erfolgte. In diesem Fall  
     haben Sie gemäß Art. 7 Abs. 3 Satz 1 DS-GVO das Recht, Ihre Einwilligung jederzeit mit  
     Wirkung für die Zukunft zu widerrufen. Die Rechtmäßigkeit der bis zum Widerruf erfolgten  
     Datenverarbeitung wird durch den Widerruf nicht berührt. 
 
g) Widerspruchsrecht gegen bestimmte Datenverarbeitungen, sofern an der Verarbeitung  
      kein zwingendes öffentliches Interesse besteht, das die Interessen der betroffenen  
      Person überwiegt, und keine Rechtsvorschrift zur Verarbeitung verpflichtet  
     (Artikel 21 DS-GVO). 
 
h) Jede betroffene Person hat das Recht auf Beschwerde bei der Aufsichtsbehörde: 
 

Die Landesbeauftragte für den Datenschutz Niedersachsen, Prinzenstraße 5,  
30159 Hannover, Telefon: +49 511 120-4500,  
E-Mail: poststelle@lfd.niedersachsen.de,  

wenn sie der Ansicht ist, dass ihre personenbezogenen Daten rechtswidrig verarbeitet 
werden (Artikel 77 DS-GVO).    
 
Bis auf den letzten Punkt können Sie Ihre o.g. Rechte gegenüber der Verantwortlichen oder 
direkt gegenüber der verantwortlichen Stelle wie unter 1. aufgeführt geltend machen. 
 
 
10. Einschränkung der Rechte 
 

Die Rechte für betroffene Personen können gemäß Artikel 23 DS-GVO beschränkt werden 
und Bundes- und Landesgesetzgeber haben diese Möglichkeit zumindest teilweise auch 
genutzt. Sollten Sie von den oben genannten Rechten Gebrauch machen, prüft die Stadt 
Wolfenbüttel daher, ob die gesetzlichen Voraussetzungen im Einzelfall erfüllt sind. 
 


